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Klima und Beschäftigung auf der Traktandenliste des Nationalrats

Ja zur Volksinitiative „Für ein gesundes Klima“ 
und zum Solarfonds!
Mit der Annahme der Volksinitiative „für ein gesundes Klima“ und die Errichtung eines Solarfonds würde der Nationalrat eine engagierte Klimapolitik unterstützen und gleichzeitig für die kurz- und mittelfristige Schaffung von Tausenden von Arbeitsplätzen in der Schweiz sorgen.

Der Nationalrat räumt der Klima- und Energiepolitik in der Frühjahrssession einen wichtigen Platz ein: Am 8. März berät er über die Errichtung eines Solarfonds und am 17. März über die Volksinitiative für ein gesundes Klima und die Totalrevision des CO2-Gesetzes.
Auf der Klimakonferenz in Kopenhagen im Dezember 2009 gelang es nicht, ein internationales Abkommen mit verbindlichen Zielen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen abzuschliessen. Unter dem Vorwand, dass auf internationaler Ebene Unklarheit herrscht, hat eine Minderheit der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK) des Nationalrats im Januar vorgeschlagen, nicht auf die Vorlage für die Totalrevision des CO2-Gesetzes einzutreten.
Zum Glück hat sich die Mehrheit der Kommission für Eintreten entschieden. Sie spricht sich für eine 20-prozentige Reduktion des Treibhausgasausstosses im Vergleich zum Jahr 1990 aus und will dem Bundesrat die Möglichkeit geben, das Reduktionsziel auf 40 Prozent anzuheben, um die internationalen Vereinbarungen zu erfüllen. Ein weiteres Hinausschieben hätte schwerwiegende Folgen gehabt, da uns ohnehin keine andere Wahl bleibt, als unsere Treibhausgasemissionen zu reduzieren, um die allgemeine Klimaerwärmung auf einem Niveau zu halten, das keine Gefahr für Mensch und Umwelt darstellt.
CO2-Emissionen in der Schweiz reduzieren heisst 
Arbeitsplätze in der Schweiz schaffen
Durch eine starke Reduktion der Emissionen sind wir gezwungen, unser Energieeffizienz zu verbessern und die Nutzung von erneuerbaren Energien schneller voranzutreiben; dadurch werden Innovationen und das Wachstum gefördert und folglich mehr Arbeitsplätze geschaffen. So kann die Schweiz ihre Spitzenposition unter den Ländern, die saubere Technologien entwickeln (Clean Tech), zurückerobern.

Positiv zu werten ist auch, dass die Kommission des Nationalrates die 20-prozentige Reduktion ganz in der Schweiz realisieren will. So werden Arbeitsplätze im Bereich Energieeffizienz und Entwicklung von erneuerbaren Energien in unserem Land geschaffen. Dies wäre weit weniger der Fall, wenn die Reduktion mit Massnahmen im Ausland erzielt werden würde. Kommt hinzu, dass uns die Emissionsreduktion in der Schweiz rascher aus unserer Abhängigkeit von fossilen und umweltschädlichen Energien führt. Da wir weniger Geld für Heizöl und Benzin ausgeben, wird das verfügbare Einkommen der Haushalte steigen, was wiederum zu mehr Investitionen und Konsum führt und zusätzliche Arbeitsplätze schafft.
Der Nationalrat sollte die Gelegenheit ergreifen, einen Schritt weiter zu gehen, und die Volksinitiative „für ein gesundes Klima“ annehmen. Diese Initiative fordert eine Reduktion der Treibhausgasemissionen in der Schweiz um 30 Prozent im Vergleich zu 1990. Dieses Ziel lässt sich erreichen und ist auch in wirtschaftlicher Hinsicht vertretbar. Allerdings müsste dafür eine CO2-Abgabe auf Treibstoffen eingeführt werden. Da der CO2-Ausstoss nur noch im Verkehr stetig ansteigt, ist eine solche Abgabe gerechtfertigt und wird einen Anreiz schaffen, den öffentlichen Verkehr und die sanfte Mobilität stärker zu nutzen. Da die Beschäftigungsdichte im öffentlichen Verkehr (Bahn, Tram, Bus usw.) höher ist als im privaten Verkehr (LKW, Auto), würden zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. Für die Randregionen müssten jedoch Ausgleichmassnahmen vorgesehen werden.

Der Solarfonds : ein Programm zur Wirtschaftsankurbelung

Eine andere Möglichkeit, die klimatischen Herausforderungen anzugehen und gleichzeitig kurzfristig Arbeitsplätze zu schaffen – in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit – ist die Unterstützung der Motion Sommaruga : Diese Motion beauftragt den Bundesrat, als Sofortmassnahme eine Vorlage mit dem Ziel auszuarbeiten, einen bis Ende 2012 befristeten Fonds in der Grössenordnung von 1 Milliarde Franken zur Förderung von solarthermischen Anlagen (Sonnenkollektoren) zu errichten. In mehreren Kantonen existieren bereits Energiegesetze, die Sonnenkollektoren für Neubauten vorschreiben. In Österreich ist die Zahl der Sonnenkollektoren pro Einwohner sechsmal so hoch wie in der Schweiz.
Der Solarfonds würde es der Schweiz ermöglichen, ihren Rückstand aufzuholen, Energie ein​zusparen und gleichzeitig zahlreiche zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Während der Ständerat der Motion im Sommer 2009 zugestimmt hat, wurde sie von der zuständigen Kommission des Nationalrats mit der Begründung des Haushaltsdefizits abgelehnt. Mittlerweile ist bekannt, dass die Rechnung 2009 des Bundes mit einem Überschuss von 2,7 Milliarden Franken abgeschlossen hat, also gut einer Milliarde mehr als geplant. 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird auch im nächsten Jahr angespannt bleiben. Der vorgeschlagene Solarfonds würde sich sowohl auf den Arbeitsmarkt als auch auf das Klima positiv auswirken und wäre auch für die Bundesfinanzen durchaus vertretbar.
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